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Wasserwirtschaftsamt 

Weiden     

    
 

WWA Weiden - Am Langen Steg 5 - 92637 Weiden i. d. OPf. 
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Standort 
Am Langen Steg 5 
92637 Weiden i. d. OPf. 

Telefon / Telefax 
+49 961 304-499 
+49 961 304-400 

E-Mail / Internet 
poststelle@wwa-wen.bayern.de 

www.wwa-wen.bayern.de 

Verwaltungsgemeinschaft Schirmitz 
Hauptstraße 12 
92718 Schirmitz 
 
per Email 
an: bauamt@vgem-schirmitz.de 
cc: bauleitplanung@neustadt.de 

 

 
Ihre Nachricht Unser Zeichen Bearbeitung  Datum 
01.12.2025  
per Email 

2-4620-NEW/Bh-45031/2025 Helmut Jahn 
+49 (961) 304 420 

12.12.2025 

 
  

 

    

Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB für die 
Außenbereichssatzung im Bereich Am Spitzacker, Gemeinde Bechtsrieth; 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit E-Mail vom 01.12.2025 beteiligen Sie uns zu o.g. Bauleitplanung. Hierzu neh-

men wir aus wasserwirtschaftlicher Sicht wie folgt Stellung: 

 

1. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen 

Planungen oder Maßnahmen des Wasserwirtschaftsamtes Weiden liegen im Be-

reich der Bauleitpläne nicht vor. 

 

2. Wasserversorgung, Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutzgebiete 

Der Planungsbereich liegt nicht in einem Wasser- oder Heilquellenschutzgebiet und 

auch nicht in einem Vorrang- oder Vorbehaltsgebiet für die öffentliche Trinkwasser-

versorgung. 

 

Die Wasserversorgung ist über die bestehenden öffentlichen Versorgungsanlagen 

sicherzustellen. 

 

Gem. §1 Abs. 6, Nr. 8 im Baugesetzbuch sind „...Die Belange der Versorgung mit 

Energie und Wasser einschließlich der Versorgungssicherheit....bei der Aufstellung 
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der Bauleitpläne zu berücksichtigen.“ 

 

Wir weisen deshalb ausdrücklich darauf hin, dass eine Wasserversorgungsanlage immer 

ganzheitlich zu betrachten, zu überprüfen und zu ertüchtigen bzw. anzupassen ist. Hierzu 

gehören unabdingbar Themen wie z.B. Wasserbilanz, Hochbehältervolumen, Leitungsnetz-

dimensionierung, Brandschutz, Bauzustand der Leitungen, Maschinentechnik, Gebäude, 

Notfallpläne bei Ausfall von Teilen der Wasserversorgung, Wasserverluste, Personalqualifi-

kation und vieles mehr. 

 

Aussagen oder nachrichtliche Übernahmen hierzu sind im Bauleitplan nicht enthalten. 

 

3. Bewässerung von Freiflächen - Zisternen 

Die im Klimawandel immer häufiger auftretenden Starkniederschläge fließen schnell ab und 

bewirken keine nennenswerte Grundwasserneubildung. Weiterhin ist wegen der im Klima-

wandel auftretenden längeren Trockenperioden in der nördlichen Oberpfalz in den letzten 

Jahren eine stark steigende Tendenz zur Errichtung von Bewässerungs-/Gartenbrunnen 

festzustellen. Da die Nutzung des Grundwassers durch solche Bewässerungsbrunnen re-

gelmäßig in niederschlagärmeren Zeiten erfolgt, in welchen durch die mangelnde Grundwas-

serneubildung in unserer Region die Grundwasserverhältnisse ohnehin angespannt sind, 

muss besonderes Augenmerk auf eine sparsame und nachhaltige Verwendung des Grund-

wassers gelegt werden. 

 

Um die ohnehin angespannten Grundwasserverhältnisse nicht durch Brunnenentnahmen in 

Trockenzeiten noch zusätzlich zu belasten, ist aus wasserwirtschaftlicher Sicht das Spei-

chern von Niederschlägen zu niederschlagsreicheren Zeiten in möglichst großen Behältern, 

Zisternen, Gruben, Speicherteichen die einzig nachhaltige Möglichkeit, dem sich anbahnen-

den Konflikt entgegenzuwirken. 

 

Wir empfehlen daher dringend, die Errichtung von großräumigen Zisternen (wir empfehlen 

eine Mindestgröße von 6 m³) im Zuge von Baumaßnahmen im Bebauungsplan möglichst 

verbindlich vorzuschreiben oder gar – wegen der Entlastungwirkung für die Regenwasserka-

nalisation – seitens der Gemeinde ein Förderprogramm für Zisternen zu initiieren. 

 
 

In diesem Zusammenhang dürfen wir auf die Broschüre „Wassersensible Siedlungsentwick-

lung“ zum Thema Schwammstädte (Zitat „In der Schwammstadt wirken Rückhalt, Versicke-

rung, Verdunstung und Kühlung als System zusammen“) des StMUV hinweisen, erhältlich 

unter: 

https://www.bestellen.bayern.de/application/eshop_app000008?SID=159572285&ACTIONxSESSxSHOWPIC(BILDxKEY:%27st

muv_wasser_018%27,BILDxCLASS:%27Artikel%27,BILDxTYPE:%27PDF%27)  

 
 

Weitere Infos zu diesem Thema erhältlich unter 

(https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/abwasser/wassersensible_siedlungsentwicklung/index.htm    sowie    

https://www.lfu.bayern.de/wasser/umgang_mit_niederschlagswasser/index.htm) 
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4. Hinweise zum Bauen im Grundwasser 

Sofern Grundwasser ansteht, sind bauliche Anlagen im Grundwasserbereich fachgerecht 

gegen drückendes Wasser zu sichern. Auf die Erlaubnispflicht von Bauwasserhaltungen 

weisen wir hin. 

 

5. Abwasserentsorgung 

Die neu ausgewiesenen Bauflächen sind im Trennsystem zu entwässern. 

 

5.1 Häusliches Schmutzwasser 

Das anfallende Abwasser ist der örtlichen Kläranlage zuzuführen. 

 

5.2 Niederschlagswasser 

Das anfallende Niederschlagswasser ist vorrangig breitflächig zu versickern. Sollte eine 

breitflächige Versickerung nicht möglich sein, so ist eine linienförmige Versickerung zu prü-

fen. Ist eine linienförmige Versickerung nicht umsetzbar, so ist die Möglichkeit einer punktu-

ellen Versickerung zu prüfen. Nachweise nach DWA A 138 (beglaubigte Sickertests) oder 

über ein hydrogeologisches Gutachten sind zu führen.  

Wenn der Nachweis ergibt, dass eine Versickerung nicht möglich ist, kann das anfallende 

Niederschlagswasser gedrosselt in ein Oberflächengewässer eingeleitet werden.  

 

Zur Reduzierung des Niederschlagswasserabflusses sind Oberflächenbefestigungen (PKW-

Stellplätze, Hofflächen etc.) möglichst wasserdurchlässig zu gestalten. Auch die Möglichkeit 

von extensiv begrünten Dachflächen ist zu prüfen.  

 

Eine Einleitung von gesammeltem Niederschlagswasser in ein Gewässer (Oberflächenge-

wässer oder Grundwasser) bedarf in der Regel einer wasserrechtlichen Erlaubnis.  

Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf die Möglichkeit der erlaubnisfreien Versicke-

rung von Niederschlagswasser bzw. die Möglichkeit der erlaubnisfreien Einleitung von Nie-

derschlagswasser in Oberflächengewässer unter Einhaltung der Voraussetzungen der „Nie-

derschlagswasserfreistellungsverordnung“ (NWFreiV) i. V. m. den „Technischen Regeln zum 

schadlosen Einleiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser“ (TRENGW) bzw. den 

„Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von Niederschlagswasser in Oberflächen-

gewässer“ (TRENOG). 

 

Auf Dacheindeckungen aus Metall sollte nach Möglichkeit verzichtet werden. Sofern Dächer 

mit Zink-, Blei- oder Kupferdeckung zum Einsatz kommen, sind diese nur mit einer geeigne-

ten Beschichtung zu verwenden, um eine Auswaschung von Schwermetallen in das Nieder-

schlagswasser zu vermeiden.  

 

6. Oberflächengewässer, Überschwemmungsgebiete, Drainagen 

Im Planungsgebiet selbst sind keine Gewässerläufe verzeichnet und keine festgesetzten, 

vorläufig gesicherten oder faktischen Überschwemmungsgebiete betroffen. 

 

Dem Amt sind im Planungsgebiet keine Drainagen bekannt. Bei eventuell vorhandenen 

Dränsystemen bitten wir zu überprüfen, ob die Dränagen außer Funktion gesetzt werden 

können, um die Speicherfähigkeit der Landschaft zu erhöhen. 
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Sollte auf dem Entwässerungsgebiet schadstoffhaltiges Niederschlagswasser anfallen, so ist 

dies vor der Einleitung in ein Gewässer nach dem Stand der Technik zu reinigen. 

 

7. Wild abfließendes Wasser infolge Starkniederschlägen 

Starkregenereignisse und daraus resultierende Gefahren durch wild abfließendes Oberflä-

chenwasser für bebaute Bereiche können grundsätzlich überall auftreten. Es ist dabei uner-

heblich, ob die Bebauung in der Nähe eines Gewässers liegt. Ob im vorliegenden Fall Vor-

kehrungen zu treffen sind, ist grundsätzlich durch die Kommune in eigener Zuständigkeit zu 

beurteilen. In diesem Zusammenhang erinnern wir an unser gemeinsames Gespräch zum 

„Hochwassercheck“. 

 

In der Siedlungswasserwirtschaft sind Niederschlagswasserkanalsysteme üblicherweise auf 

die Ableitung von 1-jährigen und Rückhaltebecken auf die Ableitung von 3 bis 5-jährigen Re-

genereignisse bemessen. Bei Starkregenereignissen können diese Abflussmengen erheblich 

überschritten werden, so dass eine schadlose Ableitung nicht möglich ist und das System 

überlastet wird. Das Niederschlagswasser fließt dann oberirdisch über vorhandene Oberflä-

chenstrukturen ab. Gegebenenfalls wäre der Oberflächenabfluss infolge Starkregen zu ana-

lysieren und ggf. eine Optimierung der Zufahrten, Gebäudeanordnung, Zaunsockel vorzu-

nahmen. 

Eine erste Orientierung liefert die „Hinweiskarte Oberflächenabfluss und Sturzflut“ des Lan-

desamtes für Umwelt, welche im Internet abrufbar ist unter der URL: 

https://www.lfu.bayern.de/wasser/starkregen_und_sturzfluten/hinweiskarte/index.htm. 

 

Dem Maßnahmenträger wird ggf. empfohlen, die Türschwellen, Kellerzugänge, Lichtschäch-

te, Tiefgaragenzufahrten etc. gegenüber den öffentlichen Verkehrsflächen deutlich erhöht 

anzuordnen und so eventuelles Schadenspotential (sowie Baugrubenaushub) zu minimieren. 

Außerdem wird ggf. der Abschluss einer Versicherung gegen Elementarschäden empfohlen. 

 

Auf die Arbeitshilfe „Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung“ des StMB 

und des StMUV wird nachdrücklich hingewiesen, erhältlich unter 

(https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/hochwasser/doc/arbeitshilfe_kommu

nen_hochwasser-starkregenrisiken_bauleitplanung_ba.pdf)  

 

Eine Ableitung von wild abfließendem Niederschlagswasser muss schadlos erfolgen.  

 
 

Ebenso erinnern wir in diesem Zusammenhang auf das gemeinsame Gespräch zum „Hoch-

wasser-Check“ und die staatlichen Förderproramme zur Erstellung entsprechender Konzepte 

nach der RZWas 2025. Weitere Infos hierzu unter: 

https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/foerderung/ 

 

Die Ergebnisse solcher Konzepte eignen sich auch zur Integration in die zukünftige Entwick-

lung der Bauleitplanung in Form von gezielter Flächengestaltung (z.B. Schaffung tieferlie-

gender Freiflächen als Retentionsräume, wie z.B. Parkanlagen, Spielplätze) sowie Flächen-

widmung (z.B. Notabflusswege).  
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8. Nachsorgender Bodenschutz, Altlasten 

Dem Wasserwirtschaftsamt liegen keine Informationen über Altlasten oder Verdachtsflächen 

in diesem Bereich vor. Ob derzeit ggf. geplant ist, bei der Fortschreibung des Katasters Flä-

chen aufzunehmen, die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen, ist beim zuständi-

gen Landratsamt zu erfragen. 

 

Wir empfehlen auch abzuklären, ob im Gemeindegebiet Kampfmittel auftreten können und 

die Ergebnisse ggf. entsprechend zu berücksichtigen. 

 

Grundsätzlich ist anzumerken, dass auch auf Grundstücken, die nicht im Altlastenkataster 

erfasst sind, Altlasten vorhanden sein können. Sollten deshalb bei Aushubarbeiten orga-

noleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf eine schädliche Boden-

veränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich das Landratsamt zu benachrichtigen 

(Mitteilungspflicht gem. Art. 1 BayBodSchG). Der Aushub ist z.B. in dichten Containern mit 

Abdeckung zwischenzulagern bzw. die Aushubmaßnahme ist zu unterbrechen, bis der Ent-

sorgungsweg des Materials geklärt ist. 

 

Gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen durch Verrichtungen (=jedwede 

Tätigkeit) auf den betroffenen Flächen sind Vorsorgemaßnahmen zu treffen. 

 

9. Vorsorgender Bodenschutz 

Nachstehende Hinweise zum Bodenschutz bitten wir – sofern noch nicht geschehen – im 

weiteren Verfahren zu berücksichtigen und in den Bebauungsplan mit aufzunehmen: 

• Bei Aufschüttungen und Abgrabungen sind die wasser-, bau-, bodenschutz- und ab-

fall-rechtlichen Vorgaben einzuhalten. Zum Schutz des Mutterbodens und für alle an-

fallen-den Erdarbeiten sind die Normen DIN 18915 und DIN 19731, welche Anleitung 

zum sachgemäßen Umgang und zur rechtskonformen Verwertung des Bodenmateri-

als geben, zu beachten.  

• Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden (§ 1a Abs. 2 

BauGB). Dazu wird empfohlen, dass Flächen, die als Grünfläche vorgesehen sind, 

nicht befahren werden. Erhalt des natürlichen Bodenaufbaus dort, wo keine Eingriffe 

in den Boden stattfinden.  

• Überschüssiger Mutterboden (Oberboden) ist nach den materiellen Vorgaben der 

Bundesbodenschutzverordnung zu verwerten.  

• Der belebte Oberboden und kulturfähige Unterboden ist zu schonen, bei Baumaß-

nahmen getrennt abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu 

schützen und wieder seiner Nutzung zuzuführen.  

• Um Verdichtungen vorzubeugen, soll das Gelände nur bei trockenen Boden- und Wit-

terungsverhältnissen befahren werden. Das Befahren bei ungünstigen Bodenverhält-

nissen ist zu vermeiden, ansonsten sind Schutzvorkehrungen zu treffen. Geeignete 

Maschinen (Bereifung, Bodendruck) sind auszuwählen.  

• Bodenaushubmaterial soll möglichst direkt im Baugebiet durch Umlagerung und Wie-

derverwendung wiedereingesetzt werden. Hierbei ist auf einen getrennten Ausbau 

von Oberboden, Unterboden und Untergrund zu achten. Eine Vermischung darf nicht 

erfolgen. Ein Rückbau hat in entsprechender Tiefenlage des Ausbaus zu erfolgen 
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• Geländeaufschüttungen mit zugefahrenem Material sind nach den Vorgaben der 

§§°6-7°BBodSchV vorzunehmen. Bevorzug ist nur Oberboden hierfür zu verwenden, 

der die Anforderungen des Bodenschutzrechts einhält. Dem gegenüber findet die Er-

satzbaustoffverordnung nur Anwendung bei Aufschüttungen für die Errichtung eines 

technischen Bauwerks (z.B. unter Gebäuden). 

• Sofern Stellplätze vorgesehen sind, sollten diese vorzugsweise aus wasserdurchläs-

sigen Belägen bestehen. 

 

Durch das Vorhaben werden die Belange des Schutzgutes Boden berührt. In der Bauleitpla-

nung ist daher das Schutzgut Boden zu berücksichtigen s. Anlage 1 BauGB (zu den §2 Ab-

satz 4 und den §§ 2a und 4c). Dafür sollte eine Beschreibung der Böden (Bodentypen) und 

eine Bodenfunktionsbewertung (= eine konkrete, gestufte Bewertung der Bodenfunktionen) 

der im Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) aufgeführten Bodenfunktionen im Umweltbe-

richt erfolgen. Die Bodenfunktionsbewertung dient u.a. der Identifizierung und Definition von 

Böden mit hoher und sehr hoher Schutzwürdigkeit.  

 

Grundsätzlich empfehlen wir zur Bestandsaufnahme und Bodenfunktionsbewertung den Leit-

faden des bayerischen Landesamtes für Umwelt (LfU) „Schutzgut Boden in der Planung“. 

Dieser ist auf der Internetseite des LfU abrufbar. 

 

Bodenaushubmaterial sollte möglichst direkt im Baugebiet durch Umlagerung und Wieder-

verwendung eingesetzt werden. Bereits im Planungsprozess ist es daher wichtig auf ein Bo-

denmanagement zu achten, damit überschüssiger Bodenaushub möglichst vermieden wird. 

Zielführend ist eine Anpassung des Baugebietes soweit möglich an den Geländeverlauf zur 

Vermeidung größerer Erdmassenbewegungen sowie von Veränderungen der Oberflächen-

formen. Dies vermeidet Entsorgungsprobleme und spart Kosten. 

 

10. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Bezüglich des ggf. Umgangs mit wassergefährdenden Stoffen verweisen wir auf die Zustän-

digkeit der Fachkundigen Stelle am Landratsamt Neustadt a.d. Waldnaab. 

 

11. Zusammenfassung 

Zusammenfassend bestehen unter Beachtung unserer oben genannten Ausführungen aus 

wasserwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken gegen die Bauleitplanung. 

 

Das Landratsamt Neustadt an der Waldnaab erhält das Schreiben ebenfalls zur Kenntnis. 

Das Schreiben wird ausschließlich elektronisch übermittelt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 

Helmut Jahn 
Abteilungsleitung 
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Vollzug des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG)
Gde. Bechtsrieth, Lkr. Neustadt a.d.Waldnaab: Außenbereichsatzung "Am Spitzacker"

Z u s t ä n d i g e   G e b i e t s r e f e r e n t i n : 

B o d e n d e n k m a l p f l e g e :   F r a u   D r .   R u t h   S a n d n e r 

Sehr geehrte Damen und Herren,

w i r   b e d a n k e n   u n s   f ü r   d i e   B e t e i l i g u n g   a n   d e r   o b e n   g e n a n n t e n   P l a n u n g   u n d   b i t t e n   S i e ,   

b e i   k ü n f t i g e n   S c h r i f t w e c h s e l n   i n   d i e s e r   S a c h e ,   n e b e n   d e m   B e t r e f f   a u c h   u n s e r   

S a c h g e b i e t   ( B   Q )   u n d   u n s e r   A k t e n z e i c h e n   a n z u g e b e n .   Z u r   v o r g e l e g t e n   P l a n u n g   

n i m m t   d a s   B a y e r i s c h e   L a n d e s a m t   f ü r   D e n k m a l p f l e g e ,   a l s   T r ä g e r   ö f f e n t l i c h e r   B e l a n g e , 

w i e   f o l g t   S t e l l u n g : 

B o d e n d e n k m a l p f l e g e r i s c h e   B e l a n g e : 

Derzeit sind im Bereich des Vorhabens keine Bodendenkmäler bekannt. Mit der 

Auffindung bislang unentdeckter ortsfester und beweglicher Bodendenkmäler (Funde) 

ist jedoch jederzeit zu rechnen. 
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S e i t e   2 

Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der 

Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere 

Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG sowie den Bestimmungen des 

Art. 9 BayDSchG in der Fassung vom 23.06.2023 unterliegen. 

Art. 8 (1) BayDSchG:

Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren 

Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur 

Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie 

der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die 

Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den 

Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so 

wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 (2) BayDSchG:

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche

nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere 

Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der 

Arbeiten gestattet.

T r e t e n   b e i   o .   g .   M a ß n a h m e   B o d e n d e n k m ä l e r   a u f ,   s i n d   d i e s e   u n v e r z ü g l i c h   g e m .   o .   g .   

A r t .   8   B a y D S c h G   d e r   U n t e r e n   D e n k m a l s c h u t z b e h ö r d e   u n d   d e m   B L f D   z u   m e l d e n .   

B e w e g l i c h e   B o d e n d e n k m ä l e r   ( F u n d e )   s i n d   u n v e r z ü g l i c h   d e m   B L f D   z u   ü b e r g e b e n   ( A r t . 

9   A b s .   1   S a t z   2   B a y D S c h G ) . 

F ü r   a l l g e m e i n e   R ü c k f r a g e n   z u r   B e t e i l i g u n g   d e s   B L f D   i m   R a h m e n   d e r   B a u l e i t p l a n u n g   

s t e h e n   w i r   s e l b s t v e r s t ä n d l i c h   g e r n e   z u r   V e r f ü g u n g .   
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F r a g e n ,   d i e   k o n k r e t e   B e l a n g e   d e r   B a u -   u n d   K u n s t d e n k m a l p f l e g e   o d e r   

B o d e n d e n k m a l p f l e g e   b e t r e f f e n ,   r i c h t e n   S i e   g g f .   d i r e k t   a n   d e n   f ü r   S i e   z u s t ä n d i g e n   

G e b i e t s r e f e r e n t e n   d e r   P r a k t i s c h e n   D e n k m a l p f l e g e   ( w w w . b l f d . b a y e r n . d e ) . 

M i t   f r e u n d l i c h e n   G r ü ß e n 

D r .   J o c h e n   H a b e r s t r o h 

D i e s e   S t e l l u n g n a h m e   i s t   o h n e   e i g e n h ä n d i g e   U n t e r s c h r i f t   g ü l t i g . 

S o l l t e   d a s   F a c h r e c h t ,   a u f   d e m   d i e   B e t e i l i g u n g   d e s   B a y e r i s c h e n   L a n d e s a m t e s   f ü r   D e n k m a l p f l e g e   b e r u h t ,   

a u s n a h m s w e i s e   e i n e   e i g e n h ä n d i g   u n t e r s c h r i e b e n e   S t e l l u n g n a h m e   v e r l a n g e n ,   w i r d   u m   H i n w e i s   g e b e t e n . 
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St.-Peter-Straße 44 
95643 Tirschenreuth 
Telefon 09631 7988-0 
Telefax 09631 7988-1600 

Beethovenstraße 9 
92637 Weiden i.d.OPf. 
Telefon 0961 3007-0 
Telefax 0961 3007-2777 

poststelle@aelf-tw.bayern.de 
www.aelf-tw.bayern.de 

 

  

AELF-TW • St.-Peter-Straße 44 • 95643 Tirschenreuth  

via E-Mail:bauamt@vgem-schirmitz .de 

Verwaltungsgemeinschaft Schirmitz 

Hauptstraße 12 

92718 Schirmitz 
 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom 

01.12.2025 
 

Unser Zeichen, Bitte bei Antwort angeben 

L2-4612-54-4 
 

Name 

Philipp Koch 
philipp.koch@aelf-tw.bayern.de 

Telefon 

0961 / 3007-2228 
 

Weiden i. d. OPf., 30.12.2025 

 

 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 

  Frühzeitige Anhörung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB; 

  Anhörung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB; 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sie führen eine Bauleitplanung in Ihrem Gemeindegebiet durch. Dazu nimmt das 

Amt f. Ernährung, Landwirtschaft u. Forsten Tirschenreuth-Weiden/OPf. wie folgt 

Stellung: 

1. Gemeinde    Bechtsrieth 

  Flächennutzungsplan  mit Landschaftsplan 

 

   Satzung über Einziehung von Außenbereichsflächen im Bereich Am Spitzacker 

für das Gebiet Fl.Nrn. 340/Teilfl., 347/41 Teilfl. und 347/30 Teilfl., Gmkg. Bechtsrieth    

 mit Grünordnungsplan  

 

  Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan  

  Sonstige Satzung 

  Frist für die Stellungnahme (§ 4 BauGB)     

08.01.2026 
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 Keine Äußerung 

  

 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die dem o. g. Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes 

       

 siehe unsere Stellungnahme  

  

 Sonstige fachliche Informationen oder Empfehlungen aus der eignen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach  

 Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 

Bereich Forsten 

 

Waldrechtliche und forstfachliche Belange sind von dem Vorhaben nicht betroffen. Ausgleichs-

maßnahmen im Wald sind nicht vorgesehen. Insofern bestehen aus forstlicher Sicht keine Ein-

wände. 

Bereich Landwirtschaft 

Die Planung beansprucht ca. 0,24 ha landwirtschaftliche Fläche, die der Primärproduktion verlo-

ren gehen. Die Vorhabensfläche wird als Ackerland landwirtschaftlich genutzt.  

Durch die Bebauung wird das Feldstück angeschnitten, was grundsätzlich zu einem Mehrauf-

wand in der Bewirtschaftung führt. 

Das Planungsgebiets grenzt an ein weiterhin landwirtschaftlich genutztes Grundstück an. 

Ebenso befinden sich landwirtschaftliche Betriebe mit Tierhaltung in unmittelbarer Umgebung. 

Die von den umliegenden landwirtschaftlichen Grundstücken ausgehenden Immissionen, insbe-

sondere Geruch, Lärm, Staub u. Erschütterungen, soweit sie über das übliche Maß hinausge-

hen, sind zu dulden. Insbesondere auch dann, wenn landwirtschaftliche Arbeiten nach Feier-

abend sowie an Sonn- u. Feiertagen oder während der Nachtzeit vorgenommen werden, falls 

die Wetterlage während der Erntezeit solche Arbeiten erzwingt. Daraus können keine Entschä-

digungsansprüche geltend gemacht werden. 

 

Langfristig ist eine Flächenkreislaufwirtschaft ohne weiteren Flächenneuverbrauch anzustreben 

(Bayerische Nachhaltigkeitsstrategie 2013).  

Aus agrarstruktureller Sicht ist die Vermeidung von Ausgleichsbedarf im Sinne des Flächenspa-

rens von großer Bedeutung. Für Ausgleichs- und/oder Ersatzmaßnahmen sollen daher keine 

zusätzlichen landwirtschaftlich genutzten Flächen beansprucht werden. Aus landwirtschaftlich 

fachlicher Sicht werden produktionsintegrierte Maßnahmen (PIK) nach § 9 BayKompV dieser 

Anforderung besonders gut gerecht. 
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Die angrenzende landwirtschaftliche Fläche ist zum Planungsbereich hinhängend. Auf das 

grundsätzliche Risiko von Erosionsereignissen in Folge von Starkregen o.ä., trotz Bewirtschaf-

tung nach guter fachlicher Praxis, wird hingewiesen. 

Zur Schonung von landwirtschaftlichen Flächen vor der Inanspruchnahme durch Freiflächen-

photovoltaikanlagen sollten Festsetzungen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie getroffen 

werden. 

 

Drainagen und Entwässerungsgräben, soweit vorhanden, dürfen in ihrer Funktion nicht beein-

trächtigt werden. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
gez. 
 
 

Dr. Dobler, FD     Koch, LOI 
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